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REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERI UM 
FÜR ARBEIT UND SOZIALES 

zl. 40.271/42-6a/91 

1010Wien.den 27. Juni 1991 
Stubenring 1 

Telefon (0222) 711 00 

Telex 111145 oder 111780 

Telefax 7137995 oder 7139311 

DVR: 0017001 
P.S.K.Kto.Nr.05070.004 

Auskunft I005/AB 

Klappe Durchwahl 1991 -06- 2 8 

zu I0:38/J 
B e a n t war tun 9 

der parlamentarischen Anfrage der Abgeordneten 
Dipl.Soz.AI~h. Srb und FreundInnen vom 10. Mai 1991, 
Nr. l038/J, betreffend die Einstellung von behin­
derten fvlenschen nach dem Behinderteneinstellllngs­
gesetz im Bereich der BundesL~nder 

Es trifft zu, daß auch die Bundesländer der 1m Behindertenein-

st.eJlungsgesetz (BEinstG) verankerten Ej,nst~Jlungsverpflich-

tung nur in ungenügendem Ausmaß entsprechen. 

Frngen: 

1) Wie hoch ist die Pf 1 ichtzah.l für den Bereich der Bundes­

länder (aufgeg 1 iedert nach den einzelnen I/ändern)? 

2) Wie hoch ist die Anzahl der tatsächlich besetzten Pflicht-

s teIle n f iJ r die j ewe i 1 :i gen B und e R 1 ä nd (! r 1 n cl e n f< ale n cl er -

jahren 1990 und 1991 (aufgegliedert nach Ländern und 

,lahren) ? 

3) ~vie hoch ist die Anzahl der offenen Pt J ichtstellen für die 

einzelnen Bundesländer in den ,lahren 1990 und 1991 (,":lIlfc.:.je­

glieder!: nach Ländern und Jahren)? 

4) Wie hoc h war d 1. e Ä u s 9 1 e ,i, c: h~.:; a b g a h (~ , we 1. ehe die ein 7. eIn (~ n 

Bundes.1 ä nder im Jahr 1990 an elen ÄllSg 1 e1. chs1:axfond s .1 ei sten 

mußten (aufgegliedert nach Ländern)? 
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Antwort: 

Da die überprüfung der Beschäftigungspflicht jährlich im nach­

hinein erfolgt, bei sämtlichen Gebietskörperschaften zudem die 

Berechnung mittels automationsunterstiltzter Datenverarbeitung 

derzeit noch nicht mögl ic::h ist und daher ein umfangreicheres 

Ermi t.t.] ungsverfahren dlll"C:hge f(ih rt 

die Kalenderjahre 1990 und 1991 

leider noch nic::ht vor . 

.rrag~ 

werden muß, J legen Daten fiir 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

5) Sind Sl.e als der für die Durchfilhnmg dieses Geset.zes zu­

ständige Bundesminister berej.t, sich verstärkt für die 

Einha lt.ung der qeset:zl icben Best.imrnungen 1m Bereich der 

Bundesländer einzusetzen? 

Wenn nein, wanllO nicht? 

Antwort: 

SeI bstverständ 1 ich werde ich mi eh allch 1m Bereich der Bundes­

länder vers tärkt fiir die Erfii 11 ung der gesetz 1 lehen Einstel­

l ungsverpf.1 ichtung einsetzen, Z11ma 1 ich die Ansicht vertrete, 

daß den Gebietskörpel-sc::haften in dieser Hinsicht durchaus eine 

Vorbildfunktion zukommt. Ich muß aber darauf verweisen, daß ich 

aufgrund der Personal hoheit der einzelnen Länder keinen 

direkten Einfluß auf die Ei.nsl:elJlln9 behinderter Menschen 

nehmen kann. 

Frage :_ 

6) ~ve.lche konkreten Maßnahmen haben Sie in dieser Causa ~lm 

vorigen Jahr gesetzt? 

Antwort: 

Seitens me.i.nes Amtsvc~t'9,::ingeJ-s wurden Schrei ben a.n aJ 1 e Landes­

hauptmänner gerichtet, 1n denen a.ppelliert wurde, vermehrt 

behinderte Menschen aufzunehmen. In den eingelang·ten An1:..wort­

schreiben sicherten die Landeshauptmänner durchwegs ;;;u, ihre 
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diesbezüg 1 ichen Bemühungen zu intensivieren. Es muß sich ].m 

Zuge der überprüfung der Beschäftigungspf I icht für das Jahr 

1990 zelgen, inwiefern die Initiativen meines Ressorts zu einer 

Erh6hung der Zahl der bei den Ländern beschäftigten behinderten 

Menschen geführt haben. 

Fragen: 

7) Welche konkreten Maßnahmen werden Sie 

setzen? 

in dieser Causa 

8) Wann werden Sie diese konkreten Maßnahmen setzen? 

Antwort. : 

Di':I de r gese t.7, 1 iehen Eins te.l1 llng sverpf.1 ichtung weder von der 

6ffenLlichen Hand noch von der Privatwirtschaft in ausreichen­

dem Umfang entsprochen wird, habe ich die LandesinvalidenämLer 

beauftragt, die Dienstgeber noch stärker als bisher iiber die 

Förderungsmöglichkeit.en, die das REinstG bei der Reschäft::igllng 

behinderter Mensctlen bietet, zu informieren. Darüberhinaus habe 

ich Gespräche mit den Interessenvertretungen der Arbeitgeber 

und der Arbeitnehmer geführt lInd sie um ihre Mitwirkung bei der 

Anhebllng der Zah 1 der l[l Beschäftigung stehenden Behinderten 

ersucht: . 

Der Bundesminister: 

~{~ 
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